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Haushaltssatzung 2005 des LVR mit Haushaltsplan und Investitionsprogramm

2004 - 2008
1.
Öffentliche Auslegung/Einwendungen
Der Entwurf der Haushaltssatzung 2005 mit Haushaltsplan und Anlagen liegt nach vorheriger öffentlicher Bekanntmachung gem. §§ 7 (1) und 23 LVerbO in Verbindung mit §§ 78 ff. GO NW in der Zeit vom 14.01. bis 18.03.2005 öffentlich zur Einsicht aus.

Einwendungen wurden nicht erhoben (Stand: 02.03.2005)

2.
Beratung in den Fachausschüssen (Stand 03.03.2005)
Der Haushaltsentwurf wurde von den Fachausschüssen nach der Einbringung am 14.01.2005 bis zum 03.03.2005 beraten.

Der Finanz- und Wirtschaftsausschuss hat die Beratung über den Entwurf des dop-pischen Haushalts 2005 „Produktbereich 11 (Innere Verwaltung), Produktgruppe 14 (Gebäude- und Liegenschaftsmanagement)“, den kameralen Entwurf des Haushaltes 2005 einschließlich des vorgelegten Veränderungsnachweises und den Entwurf des Investitionsprogramms 2004 – 2008 für die Einzelpläne 6 A, 8, 9 und den UA 0610 auf seiner Sitzung am 09.03.2005 vertagt.
Im Schulausschuss hat die Verwaltung vorgeschlagen, im Veränderungsnachweis zum  Einzelplan 2, UA 2000, 2720-2781 und 2900, vorbehaltlich der Zustimmung des Landschaftsausschusses in der Sitzung am 11.03.2005 zur Vorlage Nr. 12/189/1, Ansätze für die Umwandlung der Rhein. Schule für Hörgeschädigte, Düsseldorf – Primarbereich – in eine offene Ganztagsschule – zur Deckung der voraussichtlich entstehenden Kosten bezogen auf das Haushaltsjahr 2005 einzustellen.
Dieser Beschluss führt zu einer Veränderung bei verschiedenen Einnahme- und Ausgabepositionen, die im Saldo einen Mehraufwand von 16.000 € bedeuten. 

Für diese Kostenerhöhung schlägt die Verwaltung vor, die Kosten für Integrations-helfer (Hst.: 2000 6269 00000) um weitere 16.000 € auf nunmehr 784.000 € zu reduzieren.

Der Ausschuss für Personal und Allgemeine Verwaltung ist mit den Veränderungen zum Haushalt 2005 grundsätzlich einverstanden, verweist die Vorlage jedoch ohne ein Votum an den Finanz- und Wirtschaftsausschuss bzw. Landschaftsausschuss, da noch fraktionsinterne Beratungen anstehen.

Die Verwaltung schlägt ergänzend vor, die Einsparungen aus der tarifvertraglichen Einigung für 2005 mit rund 66.000 € sowie Minderausgaben von 226.000 € aufgrund der Senkung der Krankenkassenbeiträge (Arbeitgeberanteil  -0,45 %) , insgesamt somit 292.000 €,  von dem bisher angemeldeten Mehrbedarf abzusetzen.

Der Kulturausschuss ist bei seinen Haushaltsberatungen über einen Beschluss des Medienbeirates informiert worden, einen Medienkongress im Jahr 2006 auszurichten. Hierzu wird eine zusätzliche Handlungsermächtigung und somit ein Ansatz in Höhe von 40.000 € benötigt. Diese Mittel werden in 2006 vom Land und LWL refinanziert. Die Kämmerei wird im Rahmen der Gesamtdeckung die nötigen Mittel hierfür bereitstellen.

Der Kulturausschuss hat in seiner Sitzung am 02.03.2005 dem mündlich durch die Verwaltung vorgetragenen obigen Sachverhalt und somit einer zusätzlichen  Ausgabeermächtigung in Höhe von 40.000 € im UA 2950 unter Vorbehalt der abschließenden Haushaltsberatungen zugestimmt.

Der Umweltausschuss hat die Vorlage ohne ein Votum an den Finanz- und Wirtschaftsausschuss bzw. Landschaftsausschuss verwiesen.

Alle anderen Fachausschüsse haben dem Entwurf des Haushaltes einschl. der vorgelegten Veränderungsnachweise einstimmig  bzw. mehrheitlich zugestimmt. Die Zustimmungen erfolgten teilweise unter Vorbehalt der weiteren Beratungen.
Bisher gefasste Änderungsempfehlungen sowie Änderungsvorschläge der Verwaltung sind

-
für den (kameralen) Verwaltungshaushalt in Anlage 1,

-
für den (kameralen) Vermögenshaushalt in Anlage 2 und

-
für den (doppischen) Haushalt in Anlage 3
im Einzelnen aufgeführt.

3.
Verwaltungshaushalt
3.1
Zusammenfassung des Ergebnisses

Unter Berücksichtigung des als Anlage 1 beigefügten Veränderungsnachweises werden im Verwaltungshaushalt auf der Basis eines gegenüber dem Entwurf und somit auch dem Vorjahr unveränderten Hebesatzes der Landschaftsumlage von 17,3 %, 

Einnahmen und Ausgaben in Höhe von 2.713.810.750 €

ausgewiesen.

Der Veränderungsnachweis im Verwaltungshaushalt wird (neben diversen Anpassungen) insbesondere durch folgende Faktoren geprägt:

-
Durch die Umsetzung des SGB XII (Leistungen nach dem IV. Kapitel) ist der Landschaftsverband im Rahmen der Hilfe zur Pflege (für die unter 65-Jährigen) auch für die Gewährung  der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung zuständig. Dies bedeutet eine Mehrausgabe in Höhe von rd. 10,1 Mio. €;

Diesen Mehrausgaben stehen insbesondere folgende Einnahmeverbesserungen gegenüber:

-
Aufgrund geänderter Basisdaten erhöht sich die Investitionspauschale Eingliederungshilfe um rd. 3,5 Mio. €, die als Einnahme im Verwaltungshaushalt einzusetzen ist;

-
Bei den Arbeiten zur Jahresrechnung hat sich gezeigt, dass (durch weitere Verbesserungen) nach heutigem Stand mit einem Überschuss von über 92 Mio. € zu rechnen ist. Aus diesem Grund schlägt die Verwaltung nunmehr vor, zum Haushaltsausgleich einen Betrag von rd.92,0 Mio. € (vormals 86,3 Mio. €) aus der allgemeinen Rücklage zu entnehmen. Dies bedeutet eine Verbesserung um 5,7 Mio. €. Nur so ist es möglich, den derzeitigen Hebesatz unverändert bei 17,3 % zu belassen.
3.2
Wesentliche ergebnisverändernde Haushaltsverbesserung (+) / - verschlechterungen (-)gegenüber dem Entwurf 2005











in Mio. EUR

3.21
Personalausgaben


-
Mehrausgaben durch:



-
Aufnahme der gesamten Personalausgaben




für die Fraktionen (NKF) 



-
Anpassung von Versorgung und Beihilfe




an das voraussichtliche Rechnungsergebnis




2004



-
neue Regelung für Trennungsentschädigung




und Umzugskosten


-
die überwiegenden  Mehrausgaben sind refinanziert. 



s. 3.22







-  4,5 Mio. €


Minderausgaben aufgrund Auswirkung Tarifvertrag



und Senkung der Krankenkassenbeiträge (AG-anteil)
+ 0,3 Mio. €










3.22
Ersatzleistungen für Personalausgaben

-
Refinanzierung der Personalausgaben


+ 3,6 Mio. €
3.23
Schulen – Einzelplan 2

-
Reduzierung der Kosten für Integrationshelfer



aufgrund Änderung im Schulgesetz



- 0,7 Mio. €

3.24
Sozialhilfe – Einzelplan 4 A


-
Aufgrund der Umsetzung des SGB XII müssen im



Rahmen der Hilfe zur Pflege die Leistungen nach dem



IV. Kapitel (Grundsicherung im Alter und bei Er-



werbsminderung) angehoben werden


- 10,1 Mio. €


-
Aufgrund geänderter Basisdaten erhöht sich die



Investitionspauschale Eingliederungshilfe


+ 3,5 Mio. €


-
Aufgrund des voraussichtlichen Rechnungs-


ergebnissses 2004 müssen bei den nachfolgend



aufgeführten Hilfearten Anpassungen vorgenommen



werden. Diese betreffen unmittelbare Leistungen



für Hilfeempfänger in fremden Einrichtungen bzw.



an Rheinischen Werkstätten:



-
Hilfe zu einer angemessenen Schulausbildung
+ 4,8 Mio. €



-
Hilfe zur Berufsausbildung, Fortbildung,




Arbeitsplatzbeschaffung



+ 0,4 Mio. €



-
Beschäftigung in einer Werkstatt für




Menschen mit Behinderungen


- 3,1 Mio. €



-
Suchtkrankenhilfe




- 1,0 Mio. €

3.25
Allgemeine Finanzwirtschaft – Einzelplan 9 

-
Mehreinnahmen bei der Berechnung der 



Landschaftsumlage gem. 2. Modellrechnung LDS



auf der Grundlage eines Hebesatzes von 17,3 %

+ 0,6 Mio. €


-
Geringere Schlüsselzuweisungen gem. 




2. Modellrechnung LDS




- 0,5 Mio. €


-
Entnahme aus der allgemeinen Rücklage



und somit Zuführung vom Vermögens- an den



Verwaltungshaushalt zum Haushaltsausgleich 

+ 5,7 Mio. €
3.26
Sonstige Haushaltsverbesserungen/-verschlechterungen
(Mehr- und Minderausgaben bzw. Mehr- und Minderein-

nahmen) 

Saldiertes Ergebnis






+ 1,0 Mio. €






4.
Vermögenshaushalt 2005, Investitionsprogramm für die Jahre 2004 – 2008

Die Einnahmen und Ausgaben des Vermögenshaushaltes 2005 erhöhen sich gegenüber dem gedruckten Haushaltsentwurf um 10.444.250 € auf:







460.596.000 EUR.

Zu den einzelnen Veränderungen der Einnahme- und Ausgabepositionen wird auf die Anlage 2 verwiesen.


Die o. g. Veränderungen im Vermögenshaushalt ergeben sich insbesondere durch Kostenanpassungen resultierend aus genaueren Kostenberechnungen, überarbeiteten Planungen und Anpassung an die Veränderung der Wirtschaftspläne der Rheinischen Kliniken 2005. Darüber hinaus ist ein Grundstücksankauf für die Rheinische Landesklinik Viersen, Tagesklinik Oberrahser Straße erforderlich.


Im Einzelplan 9 des Vermögenshaushaltes ist die höhere Zuweisung des Landes 
(Investitionspauschale Eingliederungshilfe) die höhere Entnahme aus der allgemeinen Rücklage
(beide Positionen werden dem Verwaltungshaushalt zugeführt) sowie die zum Ausgleich des Vermögenshaushaltes höhere Kreditaufnahme vorgesehen.


Hierdurch erhöht sich der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögenshaushalt erforderlich ist, um 1.877.650 € auf nunmehr insgesamt







39.398.500 EUR.

Die Verpflichtungsermächtigungen erhöhen sich aufgrund von Kostenveränderungen in den Einzelplänen 2 (Schulen) und 5 (Gesundheitspflege) saldiert um insgesamt  621.400 € auf nunmehr 




62.718.500 EUR.

Die Veränderungen sind in den entsprechenden Einzelplänen dargestellt.

5.
NKF (doppischer) Haushalt GLM (PG 014) und Soziales (PG 017)

Die v. g. Veränderungen wurden im NKF-Haushalt ,soweit sie das Gebäude- und Liegenschaftsmanagement (PG 014) oder den NKF-Haushalt Soziales (PG 017) betreffen, berücksichtigt.

Die aktualisierten Änderungen der Ertrags- und Aufwandspositionen (im Ergebnisplan) sowie der Einzahlungs- und Auszahlungspositionen (im Finanzplan) sind in der  Anlage 3 zusammengefasst.

Neben den Kostenanpassungen (resultierend aus genaueren Kostenberechnungen) entsprechend dem kameralen Veränderungsnachweis  wurden auch die aktivierbaren Eigenleistungen aktualisert. 

Die Darstellung im Deckblatt der Anlage 3 enthält nur die geänderten Produktgruppen.

Hierdurch kommt es in der Haushaltssatzung zu folgenden Veränderungen:


Der Gesamtbetrag der Erträge erhöht sich um 3.836.850 € auf nunmehr insgesamt







171.963.500 EUR.

Der Gesamtbetrag der Aufwändungen erhöht sich um 9.792.300 € auf nunmehr insgesamt







1.754.982.300 EUR.
Im Finanzplan bleibt der Gesamtbetrag der Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit unverändert und beträgt






155.919.850 EUR.
Der Gesamtbetrag der Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit erhöht sich um 8.926.650 € auf nunmehr insgesamt






1.766.764.000 EUR.
Der Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit und der Finanzierungstätigkeit erhöht sich um 2.877.450 € auf nunmehr






28.757.550 EUR.
Der Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit und der Finanzierungstätigkeit  erhöht sich um 130.000 € auf nunmehr






35.486.550 EUR.
6.
Risiken und Vorbelastungen für das Haushaltjahr 2006
Die vergangene November-Steuerschätzung ergibt folgende zusätzliche Verände-rungen:


Der kommunale (kreditierte) Betrag für 2004 beläuft sich insgesamt auf 352 Mio. €.

Für das Jahr 2005 reduziert sich der Verbundbetrag um 321,1 Mio. €, der ebenfalls vom Land bis zum Jahr 2006 gestundet werden soll.

Die gesamte Kreditierung für 2006 beträgt somit insgesamt rd. 673 Mio. €.

Werden mit diesem Betrag 2006 die Schlüsselzuweisungen belastet, wird der LVR in besonderem Maße betroffen, da diese Schlüsselzuweisungen für Gemeinden und Kreise unmittelbar in die Umlagegrundlagen einfließen. Dies bedeutet für den LVR nach einer groben Einschätzung in 2006 einen Einnahmeverlust von rd. 70 Mio. €; was alleine für 2006 eine Umlagebelastung von rd. 0,7 %-Punkten ergibt.

7.
Weitere Veränderungen inhaltlicher Auswirkungen

Die Verwaltung bittet weiterhin um Einverständnis, dass sowohl gliederungs- und gruppierungsmäßige Änderungen (im kameralen Haushalt), Änderungen in den einzelnen Produktgruppen (im NKF-Haushalt), technische, sowie redaktionelle Änderungen, die keine Auswirkungen auf das Gesamtergebnis haben, ohne Einzelaufführungen im Veränderungsnachweis bei der Drucklegung des Haushaltes und der Anlagen vorgenommen werden dürfen.

Dies gilt auch für Änderungen von Deckungsringen (im kameralen Haushalt), die 
keine finanzielle Auswirkung haben.

M o l s b e r g e r
